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Bonn, den 10. August 1966 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Datenverarbeitungsanlagen im öffentlichen Dienst 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
— Drucksache V/804 — 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage im Einvernehmen mit dem Herrn Bundesschatzminister 
hinsichtlich der Frage 1 und mit dem Herrn Bundesminister für 
Wirtschaft hinsichtlich der Frage 4 wie folgt: 


1. a) Werden Aufträge zum Kauf bzw. zur Miete von Datenver- 
arbeitungsanlagen für die öffentliche Verwaltung auf Grund 
von öffentlichen Ausschreibungen vergeben? 

b) Wenn nein, warum nicht? 

c] Wenn nein, in welcher Weise und auf Grund welcher Richt- 
linien stellen die betreffenden Behörden sicher, daß das 
sachlich und finanziell günstigste Angebot den Vorzug erhält? 

Der Anschaffung von elektronischen Datenverarbeitungsanla- 
gen (EDV-Anlagen) geht grundsätzlich keine öffentliche Aus- 
schreibung nach § 3 Nr. 1 der „Verdingungsverordnung für Lei- 
stungen (ausgenommen Bauleistungen) — Allgemeine Bestim- 
mungen für die Vergabe — (VOL/A)" voraus. Eine öffentliche 
Ausschreibung erscheint weder notwendig noch zweckmäßig, 
weil 

a) die kleine Zahl von Herstellern den Markt auf der Anbieter- 
seite völlig übersehbar macht und 

b) der mit einer öffentlichen Ausschreibung verbundene höhere 
Aufwand keinen Vorteil bringt. 

Dagegen ist die beschränkte Ausschreibung (VOL/A § 3 Nr. 2) 
die Regel, wenn nicht wegen der Eigentümlichkeiten des Be- 
darfs eine freihändige Vergabe vorzuziehen ist. Die Anforde- 
rungen, die jeweils an eine EDV-Anlage zu stellen sind, können 
sehr spezifischer Natur sein, so daß nur die eine oder andere 
der am Markt angebotenen Anlagen in die engere Wahl gezo- 
gen werden kann. Das formelle Erfordernis einer jeden Aus- 
schreibung (vgl. VOL/A §§17 ff.) ist, die Leistung im voraus 
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so genau und so erschöpfend zu beschreiben, daß die einzelnen 
Angebote unmittelbar vergleichbar sind (VOL/A § 10 Nr. 1) 
und daß auf Grund dieses Vergleichs alsdann ohne weiteres 
der Zuschlag erteilt werden kann. Dieses Erfordernis ist hier 
vielfach nicht erfüllbar. Da im allgemeinen zunächst nur ein 
Systemvergleich möglich ist, muß nach Angebotsabgabe meist 
mit den Bietern über zahlreiche Einzelheiten ihrer Angebote 
einschließlich der Preise verhandelt werden. Hierbei ergeben 
sich unter Umständen neue Gesichtspunkte für die Beurteilung, 
die bei einer Ausschreibung nach VOL/A § 23 Nr. 1 höchstens 
nach ihrer Aufhebung zulässig wären. Nicht zuletzt spielt dabei 
die rasche technische Fortentwicklung gerade der EDV-Anlagen 
eine Rolle. 

Die allgemeinen Grundsätze der Haushaltsführung (§ 26 
Reichshaushaltsordnung) und die besonderen Vorschriften für 
die Vergabe von Leistungen (VOL/A) gewährleisten soweit, 
wie dies durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften möglich 
ist, daß das sachlich und finanziell günstigste, d. h. das wirt- 
schaftlichste Angebot den Vorzug erhält. Die Beachtung dieser 
Vorschriften wird durch den Bundesrechnungshof überwacht. 

Grundsätzlich schreibt VOL/A § 2 vor, daß Leistungen an fach- 
kundige, leistungsfähige und zuverlässige Bewerber zu ange- 
messenen Preisen zu vergeben sind, und zwar in der Regel im 
Wettbewerb. Dies gilt nicht nur bei förmlicher Ausschreibung, 
sondern auch bei der freihändigen Vergabe. Hier verlangt 
VOL/A § 3 Nr. 4 ausdrücklich, mehrere Angebote einzuholen. 
Nach VOL/A § 24 endlich ist der Zuschlag „auf das Angebot zu 

erteilen, das den Bedingungen entspricht und unter 

Berücksichtigung aller Umstände das wirtschaftlichste ist." 

Im übrigen erarbeitet die Bundesegierung z. Z. unter Berück- 
sichtigung der allgemeinen volkswirtschaftlichen Erfordernisse 
Grundsätze für die Förderung der Hersteller von EDV-Anlagen, 
die im Geltungsbereich des Grundgesetzes ansässig sind; darin 
sollen u. a. unter bestimmten Voraussetzungen Kauf oder Miete 
der von ihnen entwickelten und gefertigten Anlagen angeregt 
werden. 


2. a) Sind der Bundesregierung die Bemühungen der amerikani- 
schen Bundesbehörden bekannt, die Datenverarbeitungsan- 
lagen herstellenden Firmen in den USA zu veranlassen, für 
ihre Anlagen dieselbe Maschinensprache zu verwenden, da- 
mit die Anlagen der einzelnen Firmen aus Wettbewerbs- 
gründen unter weitgehender Verwendung der vorhandenen 
Programme des Käufers jederzeit ausgewechselt werden 
können? 

b) Hat die Bundesregierung bereits Versuche in derselben 
Richtung unternommen? 

Die US-Regierung hat, soweit der Bundesregierung bekannt 
ist, bisher keine Maßnahmen ergriffen, um von den Herstellern 
von Datenvearbeitungsanlagen die Verwendung genormter 
Programmiersprachen zu fordern. Entsprechende Richtlinien 
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sollen jedoch bis 1968 erarbeitet worden. Die Hersteller be- 
mühen sich freiwillig, bis Herbst dieses Jahres ihre System- 
Progrcinune unter Berücksichtigung der ^Nornivorschläge zu 
überarbeiten. 


Auch von Beniühiuigen der a nierik an i sehen Bundesbehörden um 
eine Vereinheitlichung der Maschinensprache von EDV-.Anla- 
gen im Sinne der Bedeutung dieses Wortes in der Fachsprache 
ist der Bundesregierung nichts bekannt. 

Fine Noiunierung von Programmiersprache lür EDV-Anlagen 
kann nur im internationalen Rahmen erfolgreich sein. Das 
Komitee TC 97 der Internationalen Organisation für Standar- 
disierung (ISO) hat unter Beteiligung sowohl der American 
Standards Association als auch des Deutschen Normenaus- 
schusses Normvorschläge für die Programmiersprachen FORT- 
RAN, BASIC FORTRAN und ALGOL erarbeitet und im Okto- 
ber 1965 abschießend gebilligt. Sie sind l)ish(M‘ allerdings nicht 
veröffentlicht. 

Fine den Vorschlägen der ISO entsprechende DIN-Norm wird 
vorbereitet. Die Bundesregierung wird nach deren Erscheinen 
[U'üfen, ob — abgesehen von Sonderfällon - - Bundesbehörden 
nur noch EDV-Anlagen beschaffen sollen, deren System-Pro- 
gramme die Verwendung der genormten Programmiersprachen 
gestatten, ferner ob ältere Anlagen mit entmprecFiend veiiu^sser- 
ien Systein-Programmen ausgestattet wm^rden sollen. 


Die Möglichkeit, Anlagen verschiedener Flersteiler unter weit- 
gehender Verwendung der vorhandenen Programme auszu- 
wechsein, besteht dann, wmnn die Hersteller von EDV-Anlagen 
Umwandlungsprograrnme liefern, die auf ein System abgestellte 
symbolische Programmiersprachen in die echle Maschinen- 
sprache übersetzen. Dementsprechend haben das Bundesfinanz- 
ministerium und die Finanzministerien (Senatoren) der Länder 
vereinbart, neue Programme für das Steuerfestsetzungsverfah- 
ren, die gemeinsam erarbeitet werden, künftig in COBOL zu 
schreiben. 


Einige Firmen behaupten, daß auch Programme, die nicht in 
den eiwvähnten gemeinsamen Programmiersprachen geschrieben 
sind, in Maschinenprogramme ihres Systems übersetzt werden 
können. Das Bundesfinanzministerium ist in Zusammenarbeit 
mit interessierten Finanzministerien (Senatoren) der Länder be- 
müht, diese „Kompatibilität^^ durch Maschinentests zu prüfen. 


Wie Ijcui teilt die ßLindesregieiLiiuj die UrLteisuciiuiiyen und 
stdtisiischen Veröffentlichungen der amerikanischen Behörden, 
wie z. B. „Report to the President on the Me.iiagement of 
Automatic Data Processing in tlie Pedcral CPavernniont" (Senate 
Document, Nr. 15, B9th Congress, Isf Session vom 4. März 1965) 
odeu' „fnventory of Automatic Data Processing Equipmenf in 
Üie lä'dertd ( lov (‘riuuent'’ (.luli 1964) '' 
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Aus dem Jnventory of Automatic Data Processing Equipment 
in the Federal Government', Juni 1965, das der Bundesregie- 
rung auch aus früheren Jahrgängen bekannt ist, geht hervor, 
daß zu dieser Zeit von 42 amerikanischen Bundesbehörden 
nahezu 2200 EDV-Anlagen betrieben wurden. Die in der Frage 
zitierten Dokumente enthalten eine Reihe von Angaben über 
diese Anlagen, statistische Auswertungen und Vorschläge für 
Maßnahmen, durch die die Wirtschaftlichkeit ihrer Verw^endung 
verbessert werden soll. Insbesondere der „Report to the Presi- 
dent" gibt auch für die Arbeit der Bundesregierung wertvolle 
Anregungen, Durch die vergleichsweise geringe Zahl der EDV- 
Anlagen, die bis jetzt von der Bundesverwaltung betrieben 
werden, wird es der Bundesregierung erleichtert, den notwen- 
digen Überblick zu behalten. 


4. Welche Gründe haben die Bundesregierung zu der Ansicht be- 
wogen (vgl. Antwort der Bundesregierung — Drucksache V/449) 
dui die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 8. Februar 
1966 (Drucksache V/268), „daß der Konkurrenz zwi.schen dein 
Maßsystem (Dezimal-, Zollsystem) in ihrer Auswirkung auf 
den Rationalisierungseffekt keine große Bedeutung beizumes- 
sen ist", wohingegen der Deutsche Normenausschuß ausdrück- 
lich der Ansicht ist, daß die Arbeiten nach zwei verschiedenen 
Maßsystemen selbstverständlich eine erhebßche negative Aus- 
wirkung auf jeden Rational isierungscffekt habe? 


Die Sorge des Deutschen Normenausschusses wird geteilt, daß 
der Rationalisierung insgesamt Schaden zugeiugt werden kann, 
wenn durch den Einsatz von EDV-Anlagen ein anderes Maß- 
system stärker eindringt. Dies könnte den heute erreichten 
Erfolg jahrelanger Rationalisierungsarbeit in einem Augenblick 
in Frage stellen, in dem sich auch England entschließt, zum 
metrischen System überzugehen. Gerade die Bürotechnik, bei 
der sich die elektronische Datenverarbeitung immer mehr aus- 
breitet, wird tiefgreifende Rückwirkungen auf breite Teile der 
Produktion und auf die Zusammenarbeit in Wirtschaft und Ver- 
waltung auslösen. Zu denken ist dabei an Pa})iermaße und die 
auf sie schon abgestellten Abmessungen fü : Formulare, Um- 
schläge, Karteikästen, Ordner, Büromöbel oder die entspre- 
chenden Einrichtungen bei Büromaschinen, wie Schreibmaschi- 
nen (Zeilenabstände, Walzenlänge uswc). Weiterhin erschweren 
unterschiedliche Maßsysteme die angestrebte Normung einiger 
Eigenschaften von peripheren Geräten, vor allem von Magnet- 
bandgeräten, die sich in Bandbreite, -geschwindigkeit, Auf- 
zeichnungsdichte, Kanalzahl und Spulenabraessungen unter- 
scheiden. Unterschiedliche Modelle bedingen wiederum Um- 
wandlungsprozesse, welche die Austauschbarkeit der Daten- 
träger erschweren und damit allein beim Einsatz der Maschinen 
einen Teil der Rationalisierung wieder zunichte machen. 

\/om Standpunkt der Rationalisierung wäre es zu begrüßen, 
wenn so bald wie möglich nur noch Datenverarbeitungsanlagen 
angeschafft werden könnten, die auf das metrische System 
<ibgestellt sind oder wenn wenigstens Schnelldruckfu' geliefert 
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würden, die auf die genormten deutschen Papiermaße eingerich- 
tet und technisch kompatibel sind. Die Bundesregierung ist sich 
jedoch darüber klar, daß bei der Herstellung von EDV-Anlagen 
starke internationale Verflechtungen zu berücksichtigen sind. 

Ebenso große Bedeutung hat deshalb die internationale Nor- 
mungsarbeit. Auf diese Probleme hat die Bundesregierung in 
der Bundestagsdrucksache V/449 in Absatz 1 bis 3 ihrer Antwort 
auf die Frage 4 hingewies^n; Absatz 4 dieser Antwort bezieht 
sich nur auf den Rationalisierungseffekt bei der Lösung von 
öffentlichen Verwaltungsproblemen. Hier hat sich bisher die 
Konkurrenz der Systeme noch nicht nachteilig ausgewirkt. 

In Vertretung 

Dr. Schäfer 
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